
 

 



II.6 Zur aktiven Bürgergesellschaft ermutigen 

CDU und CSU wollen, dass die Gesellschaft in Deutschland ein 
menschliches Gesicht zeigt und behält. Das ehrenamtliche 
Engagement und der bürgerschaftliche Einsatz vieler Frauen und 
Männer bereichern unsere Gesellschaft. Freiheit und 
Verantwortungsbereitschaft gehören zusammen. Wir wollen eine 
neue Partnerschaft von Bürgern und staatlichen Institutionen 
nach dem Konzept der „aktiven Bürgergesellschaft‘‘. Wir wollen 
Eigeninitiative und Selbstorganisation der gesellschaftlichen 
Gruppen stärken und so eine neue Balance zwischen Eigen- und 
Gemeinwohl herbeiführen. Wir wollen ehrenamtliches Engagement 
erleichtern, die Bürgerinnen und Bürger zu ehrenamtlichem 
Engagement ermutigen und den ehrenamtlich Tätigen den Rücken 
stärken. Mit dem Zukunftsprojekt „Ehrenamt‘‘ werden wir dafür 
exemplarische Beispiele unterstützen. 
 

 Wir messen den christlichen Kirchen eine große Bedeutung 

für das geistige Klima und das menschliche Miteinander in 
Deutschland zu. Religionsgemeinschaften vermitteln Werte, 
die einen positiven Einfluss auf unsere Gesellschaft 
ausüben. Mit ihrem Engagement sind sie Teil unseres 
Landes. Wir achten religiöse Bekenntnisse. Sie stiften für 
viele Menschen den Sinn ihres Lebens und tragen so zur 
Wertorientierung bei. 

 

 Wir wissen: Die Präsenz der christlichen Kirchen und der 
vielfältigen mit ihnen verbundenen Organisationen im 
öffentlichen Raum leistet einen unverzichtbaren Beitrag, 
die in der christlich- abendländischen Tradition 
wurzelnden Wertgrundlagen unseres Gemeinwesens zu festigen 
und an kommende Generationen weiterzugeben. Kirchen und 

Religionsgemeinschaften leisten mit vielfältigen Verbänden 
vor allem auf dem Feld der sozialen Dienste, in der 
Pflege, im Gesundheitswesen und im Bildungsbereich eine 
hervorragende Arbeit. Am besonderen Verhältnis von Staat 
und Kirchen im Grundgesetz, wozu die Kirchensteuer gehört, 
halten wir deshalb fest. Ausdruck der bewährten 
Partnerschaft sind auch die Seelsorge an den Soldatinnen 
und Soldaten der Bundeswehr und die theologischen 
Fakultäten an deutschen Universitäten. 

 
(…) 

IV.3 Starkes Europa -- Sichere Zukunft 

Für Staaten mit einer europäischen Beitrittsperspektive gilt, 

dass für die Aufnahme neuer Mitglieder in die Europäische Union 
das Kriterium der Aufnahmefähigkeit der EU ebenso wichtig ist, 
wie die vollständige Erfüllung aller politischen und 
wirtschaftlichen Kriterien durch die Bewerberländer, zu denen 
insbesondere die Meinungsfreiheit, die Gleichheit von Frau und 
Mann, der Minderheitenschutz oder die Religionsfreiheit zählen. 
Die Türkei erfüllt die Voraussetzungen nicht. Wir halten eine 
Privilegierte Partnerschaft anstelle einer Vollmitgliedschaft 
der Türkei mit der EU für die richtige Lösung. 


